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Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Das amtliche Protokoll der 46. Sitzung des 

Nationalrateß vom 15. Feber 1967 ist in der 
Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblieben 
und gilt daher als genehmigt. 

Krank gemeldet sind die Abgeordneten 
Fachleutner und Haas. 

Fragestunde 
Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Frage­

stunde.lch beginne jetzt-um 11 Uhr 3 Minuten 
mit dem Aufruf der Anfragen. 
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Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Mondl 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für Lan­
desverteidigung, betreffend Beitritt eines Fähn­
richs des Bundesheeres zum ÖAAB. 

606/M 

""TeIche Erklärung geben Sie dem Nationalrat 
zu der Tatsache, daß einem Fähnrich des 
Bundesheeres, der auf Grund eines Disziplinar­
verfahrens eine Beförderungssperre und Straf­
versetzung erhielt, der Beitritt zum ÖAAB nahe­
gelegt wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dok­
tor Prader: Herr Abgeordneter! Ein solcher 
Vorfall ist mir nicht bekannt; aber auch dann, 
wenn er vorgekommen sein sollte, hatte er 
auf den Gang der Dinge überhaupt keinen 
Einfluß. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mondl: Herr Bundesminister! 
Es handelt sich bei diesem Vorfall um den 
Fähnrich Schmid, Flugplatz Langenlebarn, 
der auf Grund eines Disziplinarurteils eine 
Beförderungssperre und eine Strafversetzung 
nach Hörsching erhielt. Der Offiziersstellver­
treter Hausleitner legte nun dem Fähnrich 
Schmid nahe, dem ÖAAB beizutreten, dann 
werde sich sicherlich in dieser Sache etwas 
machen lassen. Er trat dem ÖAAB bei, und 
siehe: Der Offiziersstellvertreter Hausleitner 
konnte bewirken, daß die Strafversetzung rück­
gängig gemacht wurde. Herr Bundesminister! 
Wie ist so etwas möglich ~ (Heiterkeit bei der 
ÖVP.j 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Ich habe schon einmal gebeten, mir 
eine allgemeine Frage nicht dann zu stellen, 
wenn Sie einen konkreten Anlaßfall im Auge 
haben, sondern die konkreten Daten mitzutf'i­
len, damit ich den Fall auch konkret beant­
worten kann. (Abg. Dr. Kleiner: Das war 
aber sehr konkret, Herr Minister!) 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mondl: Herr Bundesminister! 
Können Sie uns die Zusicherung geben, daß 
Sie auf Grund des geschilderten Sachverhaltes 
alles unternehmen werden, damit in Zukunft 
derartiges unterbleibt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Ich habe jetzt von Ihnen detaillierte 
Angaben erhalten. Ich werde den Sachverhalt 

überprüfen lassen. Erst auf Grund Ihrer 
Angaben ist mir das überhaupt möglich 
geworden. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Mar­
wan-Schlosser (Ö V P) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung, betreffend 
Schutzimpfungen gegen Tetanus beim Bun­
desheer. 

587jM 

Finden auch beim Bundesheer ähnliche 
SCDutzimpfungen gegen Tetanus statt, wie sie 
in den letzten Monaten von den Gesundheits­
ämtern durchgeführt wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Schutzimpfungen gegen Tetanus wer­
den seit Bestand des Bundesheeres, allerdings 
auf freiwilliger Basis, durchgeführt. Um mög­
lichst viele Soldaten gegen Tetanus zu immu­
niEderen, hat daher mein Ministerium, beson­
ders vom Beginn des Jahres 1967 an, mit einer 
intensiven Aufklärungsarbeit begonnen. Von 
diesem Zeitpunkt an werden nunmehr bei 
jedem Einberufungstermin Tetanus-Schutz­
impfungen durchgeführt. 

Als Ergebnis dieser verstärkten Initiative, 
die Freiwilligkeit und die Bereitschaft zur 
Durchführung solcher Impfungen zu heben, 
erwarten wir uns eine Impfung von ungefähr 
80 Prozent aller einberufenen Soldaten. 

Ein vollkommen befriedigendes Ergebnis 
kann nur im Wege einer gesetzlichen Ver­
pflichtung herbeigeführt werden; diesbezüg­
liche Verhandlungen mit dem Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung sind im Gange. 
Allerdings darf ich auch nicht unerwähnt 
lassen, daß die kurze Wehrdienstzeit die 
bekanntlich dreimal notwendige Durchführung 
dieser Impfung sehr problematisch macht. 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn Bundesminister, 
betreffend Ausrüstung der Luftstreitkräfte 
des Bundesheeres. 

628/M 
\V äre es nicht zielführender , die Vergröße­

rung der Hubschrallberflotte des Bunrlesheeres 
in Angriff zu nehmen, was allgemein als drin­
gend notwendig erachtet wird, statt zwei Kom­
missionen zu Düsenjägertestflügen ins Ausland 
zu entsenden, obwohl über die Zweckmäßigkeit 
eines solchen Ankaufs in Fachkreisen sehr ge­
teilte Meinungen herrschen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord-
neter! Ihre Frage betrifft zwei völlig getrennte 
Sachgebiete; das kommt ja auch in der Frage­
stellung zum Ausdruck. Ich möchte Ihnen 
sagen: Beides ist gleicherweise bedeutsam. 
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Bundesminister Dr. Prader 
Die Aufstockung der Hubschrauberflotte 

wird energisch durchgeführt, und ich hoffe, 
daß wir mit Ende dieses Jahres die seit langem 
geplante erste Etappe erreichen können. Wir 
werden dann 24 Hubschrauber BELL 204 B 
besitzen, 11 ALOUETTE nr, 14 ALOUETTE 
n und 20 Hubschrauber der Type BELL 47 
und H 13 H; letztere dienen vor allem Schu­
lungszwecken. Damit wird ein Gesamtstand 
von 69 Geräten erreicht sein; das ist derzeit, 
Herr Abgeordneter, das Maximum dessen, 
was wir im Augenblick technisch und boden­
organisationsmäßig zu bewältigen imstande 
sind. 

Wir haben auf Grund der Erfahrungen bei 
den letzten Katastropheneinsätzen außerdem 
in Aussicht genommen, auch einige schwerere 
oder schwere Hubschrauber anzuschaffen, um 
vor allem auch schwere und größere Lasten­
transporte - vor allem von Einsatzgeräten -
durchführen zu können. 

Was nun den anderen Teil der Frage anbe­
langt, Herr Abgeordneter, ist bekannt, daß 
die Lebensdauer unserer Einsatzflugzeuge 
SAAB J 29 F in den nächsten Jahren ablaufen 
wird. Es ist daher erforderlich, rechtzeitig 
Überlegungen anzustellen, welches den öster­
reichischen Verhältnissen angepaßte geeignete 
Nachfolgemuster allenfalls beschafft werden 
soll. 

Diese Studien können sich nicht auf die uns 
vorliegenden schriftlichen Unterlagen be­
schränken. Um ein genaues und sehr wirk­
lichkeitsnahes Bild zu erhalten, war es daher 
notwendig, einen Test durch österreichische 
Techniker und Piloten an Ort und Stelle durch­
führen zu lassen und diese Geräte einer ein­
gehenden Überprüfung zu unterziehen. 

Aus diesem Grunde hat auch eine Gruppe 
von Angehörigen des Bundesheeres - es 
waren nicht, wie aus Ihrer Anfrage hervorgeht, 
zwei Teams - solche Erprobungen durchge­
führt. Im Zuge dieser Erprobungen konnten 
bereits sehr, sehr beachtliche und wertvolle 
Erfahrungen gesammelt werden. Nur auf diese 
Weise und nur so können die Voraussetzungen 
für eine wirklich sachgerechte, richtige und den 
österreichischen Gegebenheiten angepaßte 
Entscheidung getroffen werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

. Abgeordneter Zeillinger: Sind Ihre Aus­
f ührul1gen, Herr Bundesminister, so zu ver­
stehen, daß Sie angesichts der angespannten 
Finanzlage, die ja nicht eine volle Erfüllung 
unseres vVunschprogramms zuläßt, der Auf­
stockung der Hubschrauberflotte den Vorzug 
geben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Ja, das ist in 
der Praxis auch geschehen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Zu Ihrer Antwort 
hinsichtlich der Düsenjäger eine Zusatzfrage : 
Sind die gegenwärtig vorhandenen technischen 
Radaranlagen weit genug ausgebaut, um auch 
eine Düsenjägerflotte einsetzen zu können? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! Welche Voraussetzungen zum Betrieb 
notwendig sind, welche Voraussetzungen wir 
derzeit bereits haben, das ist ja mit einer der 
Punkte der Untersuchungen, die anläßlich 
dieser Erprobungen angestellt werden. Denn 
die Führungssysteme müssen ja auf das in 
Betrieb genommene System abgestimmt sein. 
Und hier ergibt sich vor allem auch die Frage 
der Leistungsfähigkeit Österreichs, und das 
wird ein sehr bestimmender Faktor bei der zu 
treffenden Entscheidung sein. 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter 
Kratky (SPÖ) an den Bundesminister, für 
Landesverteidigung, betreffend Disziplinar­
verfahren im Bundesheer . 

607/M. 

'Velche Erklärung geben Sie dem National­
rat zu der Tatsache, daß einem Zugsführer 
des Bundesheeres unmittelbar vor einem Diszi­
plinarverfahren der Beitritt zum ÖAAB nahe­
gelegt wurde, weil dieser "nüt7.lich" sein kann ~ 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter Kratky! Dieser Vorfall ist mir eben­
falls nicht bekannt. Die von Ihnen genannte 
Handlungsweise - wenn sie Rtattgefunden 
hat - halte ich nicht für vernünftig; sie 
wird aber, wenn sie vorgekommen ist, auf den 
Gang der Dingo überhaupt keinen Einfluß. 
haben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Minister! Ihre 
Antwort, die Sie mir jetzt gegeben haben, steht 
ein bisserl im Widerspruch zu der Antwort, die 
Sie Herrn Abgeordneten Mondl gegeben haben. 
Schließen Sie überhaupt solche Vorgangsweisen 
von Organen des Landesverteidigungsmil1isto­
riums aus? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge­
ordneter! "Vir haben einen sehr großen Perso­
nalstand, und ich kann apriori nie sagen, 
welche Gestionen einzelne Bedienstete von 
sich aus durchführen. Im übrigen, Herr Abge­
ordneter, finde ich keinen Widerspruch 
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Bundesminister Dr. Prader 
zwischen der Antwort, die ich Ihnen gegeben 
habe, und der Antwort, die ich dem Herrn 
Abgeordneten Mondl erteilte. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Minister! Ich 
werde mir das Material verschaffen. Werden Sie 
dann, wenn ich Ihnen den Namen des Betref­
fenden und auch die Dienststelle bekannt gebe, 
dem Parlament eine klare und konkrete Ant­
wort geben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Wenn 
solche Unterlagen zur Verfügung 
werde ich wie immer auch diese 
beantworten. 

Sie mir 
stellen, 

Anfrage 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Mar­
wan-Schlosser (Ö V P) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung, betreffend 
Vergütung von Fahrtspesen. 

588JM 

Angesichts der Tatsache, daß die Munitions­
lager des Bundesheeres aus Sicherheitsgründen 
möghchst woit allßerhalb der Ortsgebiete liegen 
müssen, frage ich Sie, Herr Minister, ob dem 
Personal diesel' DienstRtel1en die dadurch ent­
stehenden Fahrtspesen vergütet. ·werden. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Ja, Herr Abge­
ordneter, es ist richtig: Das Personal der 
MunitionslagC'l' und der Munitionsdepot.s ist 
meistens etwas weit von ihrer Arbeitsst.ätte 
wohnversorgt. Es erhält daher auch naeh Maß­
gabe der Bestimmungen der gegenwärtigen 
Reisegebühl'envel'Ordnung Fahrtauslagen ver­
gütet. Diese Regelung besteht schon seit dem 
Jahre 1957. Demnach wird im allgemeinen den 
genannten Bediensteten eine Aufwandsent­
schädigung in der Höhe des Betrages gegeben, 
eIer monatlich 60 S übersteigt, allerdings mit 
gewissen Einschränkungen, die sich iWS eIer 
R.eü,;egebühl'C'llverordnung ergeben. 

In diesem Zllsammenhang darf ich auch er­
,,-ähnen, daß nunmehr mit 'Vil'ksamkcit vom 
1. Jänner 19G7 eine ähnliche Regelung auch für 
die Bedie'lst.eten der HeeresbekleieIungs­
anstalt in Brunn am Gebirge in Kraft gesetzt 
werden konnte. 

stätte ergibt. Daher ist diese Regelung zur 
Gewinnung geeigneter Arbeitskräfte außer­
ordentlich wichtig. 

Ich darf außerdem bemerken, daß wir uns 
sehr bemühen, durch den bundesheereigenen 
Streekendienst nun auch gewisse Erleichte­
rungen der Zubringung in dieser Richtung zu 
schaffen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr 
Minister! Es stehen ja nicht immer öffentliche 
Verkehrsmittel zur Verfügung, und es wird 
vielleicht auch nicht immer möglich sein, nur 
heereseigene Fahrzeuge einzusetzen. Halten es 
Herr Minister dann, wenn es wirtschaftlich 
gerechtfertigt ist, für möglich, auch Privat­
unternehmer für diesen An- und Abtransport 
des Personals einzusetzen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: In erster Linie 
kommen privatwirtschaftliche Unternehmun­
gen in Frage, soweit solche vorhanden sind. 
Das ist für das Heer von großem Vorteil, weil 
erstens die eigenen Fahrzeuge nicht blockiert 
werden und weil ohnedies die Werkstätten­
versorgung Schwierigkeiten macht, die Ver­
sicherungsfragen beim Transport mit hinein­
spielen und wir daher gar nicht in der Lage 
sind, durch Zurverfügungstellung nur heeres­
eigener Fahrzeuge alle diese Aufgaben zu be­
wältigen. Wo es daher möglich ist, hiefür 
private Linien anzumieten und einzuschalten, 
wird dieser Lösung der Vorzug gegeben. 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Broda (SPÖ) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung, betreffend 
parteipolitisches Werbematerial im Bundes­
heer. 

608/M 

"'TeIche Erklärung geben Sie dem National­
rat zu der Tatsache, daß in eiro!' KOlnpanie­
kanzlei der Fliegerhorstabteilung 1 Langen­
Jebar~. \Verbernaterial und Beitrit,tserklärungen 
zum OAAB a.ufliegen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Eine nach dem Einlangen Ihrer Anfrage 
durchgeführte Überprüfung hat ergeben, daß 
solches 'Vel'bematerial nicht aufliegt. 

Ich bemühe mich darüber hinaus sehr, eine p .. ·d E· Z f 
11 L ·· d· f·· h· J ,. raSl ent: i me usatz racre. 

genen.~ e o3ung leses ur uns se L' WIe 1tjlgen ö 

Problems herbeizuführen, denn gerade die'3cm Abgeordneter Dr. Broda: Herr Bundes-
Problem kommt in bezug auf mein Ressort I minister! Ich werde mir erlauben, Ihnen die 
eine ganz besondere Bedeutung zu, weil sich näheren Daten bekanntzugeben, insbesondere 
infolge des verspäteten Aufbaues der Persona.l- auch cüe Personen, die uns diese Information 
stände einerseits und durch die militärisch zur Verfügung gestellt haben. Meine Frage 
becHngte besondere Streulage gerade dieser geht dahin, ob Sie dann eine neuerliche Unter­
Anlagen andererseits oft ein sehr weiter \Veg suchung in Langenlebarn - das ist, glaube 
zwischen der Arbeitsstätte und der \Vohn- ich, konkret genug - durchführen werden. 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe auch schon vorher darum gebeten, 
die Anfragen an mich möglichst konkret zu 
stellen, damit ich auch konkret, bezogen auf 
die betreffenden Angaben, antworten kann. 
In ihrer Anfrage ist die Textierung "aufliegen" 
verwendet, also Werbematerial und Beitritts­
erklärungen, die derzeit aufliegen. Ich habe 
eine sofortige Überprüfung veranlaßt, und es 
hat sich herausgestellt, daß diese Angabe nicht 
den Tatsachen entspricht. 

Im übrigen, Herr Abgeordneter, bin ich 
sehr gerne bereit, Sie in das amtliche Überprü­
fungsergebnis Einblick nehmen zu lassen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda: Herr Bundesmini­
ster! Ich danke für die sehr klare juridische 
Präzisierung. Ich ersehe aus Ihrer Antwort, 
Herr Bundesminister, daß Sie auf Grund 
der von Ihnen durchgeführten Erhebung 
nicht ausschließen, daß in der Vergangenheit, 
in jüngster Vergangenheit, solches Werbe­
material und Beitrittserklärungen zum Oster­
reichischen Arbeiter- und Angestelltenbund 
"aufgelegen sind". 

Meine Frage geht nun dahin, im Hinblick 
auf Ihr - wenn ich so sagen darf - Nahe­
verhältnis zum Österreichischen Arbeiter- und 
Angestelltenbund : Darf ich annehmen, Herr 
Bundesminister, daß Sie alles in Ihrem 'Vir­
kungskreis Mögliche unternehmen werden, 
um derartige Werbeaktionen für eine Partei­
organisation im Bereich des Bundesheeres zu 
unterbinden, und zwar in der Gegenwart und 
in der Zukunft? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord­
neter! Ich darf Ihnen ergänzend noch mitteilen, 
daß im Zuge dieser Untersuchung nicht nur 
der gegenwärtige Zustand überprüft wurde, 
sondern auch Befragungen - vor allem auch 
nicht dem ÖAAB nahestehender Personen 
der Fliegerhorstabteilungen - durchgeführt 
wurden, ob solches Werbematerial aufgelegen 
ist und ob jemandem bekanntgeworden ist, 
daß in der Vergangenheit derartiges der Fall 
.var. Auch diese Befragung hat nach dem vor­
liegenden Bericht ergeben, daß das nicht der 
Fall war. Hingegen hat sich im Zuge dieser 
Befragung herausgestellt, daß Werbematerial 
der Sozialistischen Partei im Garderoberaum 
aufgelegen ist. (Heiterkeit und Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Dr. J. Gruber: Das war in der 
Anfrage nicht drinnen!) 

Präsident: Ich danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: Die an den Herrn Bundesminister 
für Justiz gerichteten Anfragen werden in 
dessen Vertretung vom Herrn Bundesminister 
für Inneres beantwortet. 

7. Anfrage: Abgeordneter Dr. Hauser (Ö 17 P) 
an den Herrn Minister, betreffend BundeElgesetz 
über den Obersten Gerichtshof. 

570/M 

W Qun wird der F.ntwnrf eines Bundl'ls­
gesetzes über den Obersten Gerichtshof voraus­
sichtlich dem Nationalrat vorgelegt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Der Ent­
wurf eines Gesetzes über den Obersten Gerichts­
hof wurde im Oktober des vergangenen Jahres 
zur Begutachtung versandt. Die Begutach­
tungsfrist i::it abgelaufen, die Stellungnahmen 
der einzelnen Körperschaften sind einge­
langt. Gegenwärtig ist das Bundesministerium 
für Justiz dabei, diese gutächtlichen Stellung­
nahmen zu verarbeiten. Das Bundesministe­
rium für Justiz ist bemüht, eine Regierungsvor­
lage für die Frühjahrssession zur parlamenta­
rischen Beratung in dieses Hohe Haus zu brin­
gen. 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Konir 
(SPÖj an den Herrn Minister, betreffend Vor­
erhebungen gegen Dr. Burger wegen eines 
Fernsehinterviews. 

613/M 

"Velches sind die Ergebnisse der seit Herbst 
vorigl'lll Jahres eingeleiteten staa,tsanwaltschaft,­
lichen Vorerhebungen gegen Dr. Norbert Burger 
wegen des von diesem abgegebenen Ferul'>eh­
intervimvs, in dem Dr. Bllrger sich offen zu 
den Mordanschlägen in Südtirol bekaIU1te? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Die Erhebungen 
gegen Dr. Norbert Burger wegen des Ver­
dachtes eines Vergehens nach § 305 Strafgesetz, 
und z'war begangen in einem Interview im 
Ersten Deutschen Fernsehen am 29. Juli 
vergangenen Jahres, konnten noch nicht ab­
geschlossen werden, vor allem deshalb nicht, 
weil in der Zwischenzeit eine Reihe ähnlicher 
Äußerungen gefallen sind, die im Zusammen­
hang mit dem gleichfalls beim Landesgericht 
Innsbruck anhängigen Vorerhebungsverfahren 
stehen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Minister! Darf 
ich darauf hinweisen, daß mein Kollege 
Broda SChOll am 23. 11. 1966 auf diese Ver-
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Konir 
gehen hingewiesen hat. Wann kann man also 
jetzt mit dem Abschluß dieser Untersuchungen 
rechnen ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Es ist mir bekannt, 
daß der Herr Justizminister Dr. Klecatsky 
seinerzeit die von Ihnen zitierte Auskunft 
gegeben hat. Sie trifft heute noch zu. Es ist 
die Tatsache, daß mit Rücksicht auf die von 
mir erwähnten mehreren Vorkommnisse eine 
Abschließung des Verfahrens bisher nicht 
möglich war, vor allem deshalb, weil in der 
Zwischenzeit auch noch Rechtshilfeersuchen 
in dieser Angelegenheit erfolgen mußten, die 
bisher noch keine Erledigung finden konnten. 

Auf die Rückfrage auf Grund Ihrer Anfrage, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, bei der 
zuständigen Staatsanwaltschaft ist mitgeteilt 
worden, daß mit einer baldigen Endantrag­
steIlung in dieser Sache seitens der zuständigen 
Staatsanwaltschaft Innsbruck gerechnet wer­
den kann. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Minister! Es 
ist allgemein bekannt, daß diese Vorfälle 
in Europa sehr unliebsam vermerkt werden. 
Darf ich Sie daher fragen: Was versteht 
man unter "baldig"? Kann man also damit 
rechnen, daß das noch im März oder April 
ist ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Weil ich diese 
Rückfrage beim zuständigen Staatsanwalt 
nicht persönlich gestellt habe, vermag ich 
Ihnen hier nicht eindeutig zu sagen, was dar­
unter zu verstehen ist. Ich würde aber meinen, 
daß eine vernünftige Frist von längstens 
einem Vierteljahr die Antragstellung ermög­
lichen würde. 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn Minister, betreffend 
Rechtfertigung des Senatspräsidenten Doktor 
Heinrich Huber. 

615/M 

Erachten Sie die Rechtfertigung del'! Senats­
pr~isident,en des Oberlandesgerichts Dr. Heiru'ich 
Huber, die dieser hinsichtlich der mit seiner 
früheren Funktion als Vorstandsobmann der 
Bau- und Siedlungsgenossenschaft "Frieden" 
im Zusammenhang stehenden Tätigkeit abge­
geben hat. als ausreichend? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Die Überprüfung 
der von dem Senatspräsidenten des Oberlandes­
gerichtes Dr. Heinz Huber in seiner früheren 

Funktion als Vorstandsobmann der Gemein­
nützigen Bau- und Siedlungsgenossenschaft 
"Frieden" entfalteten Tätigkeit sowie die 
Beurteilung, ob die von dem genannten Richter 
abgegebene Rechtfertigung als ausreichend 
zu erachten ist, obliegt nach den einschlägigen 
Bestimmungen des Richterdienstgesetzes, 
§§ 101 bis 104 des zitierten Gesetzes, ausschließ­
lich dem Obersten Gerichtshof als dem für 
die Senatsvorsitzenden der Oberlandesgerichte 
zuständigen Disziplinargericht. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Wurde der Oberste 
Gerichtshof zu einer derartigen Stellungnahme 
eingeladen oder aufgefordert ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge­
ordneter! Laut Mitteilung des Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes vom 25. Jänner 
wurde bereits die Durchführung von V or­
erhebungen gegen den Senatspräsidenten des 
Oberlandesgerichtes Dr. Heinz Huber gemäß 
§ 122 des Richterdienstgesetzes angeordnet. 

Präsident: 10. Anfrage: Abgeordneter Dok­
tor Tull (S PÖ) an den Herrn Minister, betref­
fend Anberaumung der Hauptverhandlung 
in dem Verfahren gegen Dr. Burger. 

614/M 

\Vann wird die Hauptverhandlung in dem 
vom Obersten Gerichtshof an das Landes­
gericht Linz delegierten Verfahren gegen 
Dr. Norbert Burger unter anderem wegen Ver­
brechens nach dem Sprengstoffgesetz bezie­
hungsweise Staatsschutzgesetz stattfinden '? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr-
ter Herr Abgeordneter! Wie schon der Herr 
Justizminister Dr. Klecatsky in seiner Antwort 
vom 25. Jänner dieses Jahres auf die schrift­
liche Anfrage der Herren Abgeordneten Mini­
ster a. D. Dr. Broda und andere ausgeführt 
hat, stehen die gegenständlichen Strafakten 
Dr. Burger und andere wegen Verbrechens 
nach dem Sprengstoffgesetz etwa erst seit 
Mitte Jänner dieses Jahres dem zuständigen 
Vorsitzenden in Linz zum Studium zur Ver­
fügung. Es wird mitgeteilt, daß dieses Akten­
konvolut rund 16 Bände umfaßt und daß das 
Aktenstudium daher in der bisher zur Ver­
fügung stehenden Zeit nicht beendet werden 
konnte. Ein Termin für die Hauptverhandlung 
wurde daher noch nicht ausgeschrieben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Bundesmini­
ster! Es ist Ihnen bekannt, daß der dies­
bezügliche Prozeß vor zwei Jahren in Graz 
abgeführt wurde. Die Öffentlichkeit erwartet 
daher mit Recht, daß die nunmehrigen Ver-
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Dr. Tull 
handlungen ehestens anberaumt werden. Ich Instanzen appelliert, die Initiative der Kon­
darf wohl Ihre Beantwortung dahin gehend sultativversammlung auf Schaffung solcher 
verstanden haben, daß Sie kaum annehmen, ergänzenden Strafbestimmungen gegen die 
daß in der nunmehrigen Session des Schwur- Verhetzung zu unterstützen. 
gerichtes eine solche Verhandlung stattfinden 
kann. Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Präsident: Herr Minister; 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge­
ordneter! Die Rückfrage des Bundesministe­
riums für Justiz hat ergeben, daß der Herr 
Vorsitzende die Anberaumung der Hauptver­
handlung voraussichtlich für April oder Mai 
dieses Jahres beabsichtigt. 

Abgeordneter Ströer: Diese Tatsachen sind 
uns bekannt, Herr Minister! Aber glauben 
Sie nicht auch, daß es auf Grund der mangeln­
den Möglichkeiten, gegen die Schreibweise 
der "Deutschen National- und Soldatenzei­
tung" vorzugehen, doch notwendig wäre, alles 
zu versuchen, alles zu unternehmen, um end­
lich Normen zu schaffen, um gegen diese Zei­

Präsident: 1l. Anfrage: Abgeordneter Ströer tung vorgehen zu können ~ In der Öffentlich~ 
(SPÖj an den Herrn Minister, betreffend I keit - das kann ich Ihnen sagen -, Herr 
strafrechtliches Einschreiten gegen die "Deut- BundesministEr, wird das Nichteinschreiten 
sehe National- und Soldatenzeitung". nicht verstanden, wobei wir wissen, daß zur 

630/M 
Gibt es nach Auffassung der zuständigen 

st.a,at,sanwaltschaftlichen Behörden nach gel­
tendem Recht, eine Möglichkeit, des strafrecht­
lichen Einschreitens gegen die offene antisemit.i­
sche Hetze der "Deutschen N ational- und 
Soldatenzeitung" ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Die zuständige Staats­
anwaltschaft prüft die Schreibweise der im 
Ausland erscheinenden "Deutschen National­
und Soldatenzeitung" laufend gewissenhaft. 
Sie hat aber bisher keinen Anlaß gefunden, 
ein Verfahren nach den §§ 302 Strafgesetz und 
3 Verbotsgesetz 1947 zu beantragen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ströer: Herr Minister! Nach 
dieser Antwort kann man nur die neuerliche 
Frage stellen, ob das Bundesministerium für 
Justiz nicht gewillt ist, den von sozialistischen 
Abgeordneten einge brachten Initia tivantrag 
auf Änderung des Strafgesetzes 1945 als vor­
dringlich zu behandeln. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich darf Sie darauf 
verweisen, daß der Herr Bundesminister für 
Justiz Dr. Klecatsky bereits in der Frage­
stunde vom 15. Juni vergangenen Jahres in 
diesem Hohen Hause über den Stand der 
legislativen Vorarbeiten zu einer ergänzenden 
Strafbestimmung gegen Verhetzung berichtet 
hat. Diese Stellungnahme des Herrn Justiz­
ministers Dr. Klecatsky ist aktuell, sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter. Der Herr Justizmini­
ster Dr. Klecatsky hat gerade in dieser Frage 
am 24. Jänner dieses Jahres in der Konsul­
tativversammlung des Europarates zu diesem 
Thema gesprochen und dort an die zuständigen 

Zeit noch gesetzliche Unterlagen fehlen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich darf ergänzend 
zu meinem bisherigen Bericht sagen, daß die 
Staatsanwaltschaft Wien in den vergangenen 
Jahren wegen der Schreibweise dieser genann­
ten Zeitung mehrfach eingeschritten ist, wenn 
auch nicht in der Richtung eines Verfahrens 
nach § 302 Strafgesetz und Verbotsgesetz, 
aber im objektiven Verfahren. In diesen 
objektiven Verfahren sind mehrfach Beschlag­
nahmungen dieser Zeitung durchgeführt wor­
den, die mit einem gerichtlichen Verfalls­
erkenntnis geendet haben. Ich unterstütze 
aber die Auffassung des Herrn Justizministers 
Dr. Klecatsky, daß im gegenwärtigen Zeit­
punkt der Bemühungen der Konsultativ­
versammlung im Europarat innerstaatlich bei 
uns in Österreich mit einer legislativen Maß­
nahme so lange zugewartet werden solle, bis 
diese gemeinsame Richtlinie, der gemeinsame 
Standpunkt der Konsultativversammlung zu 
dieser Rechtspro blematik augenscheinlich und 
klar geworden ist. Sonst würde die Gefahr 
bestehen, daß wir nach einer innerstaatlichen 
Maßnahme bald wieder zu einer Gesetzes­
änderung veranlaßt wären, wenn sich die 
zuständigen Behörden im Europarat mit die­
sem Belange befaßt haben. 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Skri­
tek (S PÖ) an den Herrn Minister, betreffend 
Übersendung der "Kleinen Mietenreform " zur 
Stellungnahme. 

631/M 

Welchen Körperschaften und Organisationen 
wurde der erste Entwurf eines Mietre~htsänrle­
rungsgeset.zes ("Kleine Mietenreform") zur Stel­
lungnahme übermittelt? 

Präsident: Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr gee.h~-I Ar:t;-"ort. für d.~e Zust~ndigkeit des Bundes­
ter Herr Abgeordneter! Das Bundesmml-· mlmgtenums fur JustIZ gegeben habe. Ich 
ßterium für Justiz hat einen Referentenentwurf habe Ihnen ausdrücklich gesagt, daß das Bun­
des Mietrechtsänderungsgesetzes ausgearbeitet. desministerium für Justiz diesen Referenten­
Eine Versendung zur Stellungnahme oder entwurf weder an Körperschaften noch an 
Begutachtung ist bisher nicht erfolgt. Organisationen zur Begutachtung oder Stel­

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister 1 Wie 
erklären Sie sich die Nachricht beziehungsweise 
die Notiz im Organ des "Österreichischen 
Hausbesitzes" vom Jänner dieses Jahres, wo es 
folgendermaßen heißt: 

"Der bisher vorliegende erste Entwurf eines 
,Mietrechtsänderungsgesetzes' (,Kleine Mieten­
reform' ), der von einem Beamtenkomitee bera­
ten wurde", und so weiter. 

Und dann: 
"Zu diesem Entwurf eines Mietrechtsände­

rungsgesetzes hat der Österreichische Haus­
und Grundbesitzerbund eine eingehende und 
umfangreiche Stellungnahme erstattet, ... " 

Herr Minister! Wir erklären Sie sich diese 
Notiz, wenn Sie behaupten, daß diese Vorlage 
niemandem zur Begutachtung übergeben 
wurde 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Het2'enauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich vermag so wie 
Sie nicht zu klären, wieso es zu einer solchen 
Kenntnis eines Referentenentwurfes gekom­
men ist. Ich kann Ihnen nur nochmals aus 
der Aktenkenntnis des Bundesministeriums 
für Justiz sagen, daß das Bundesministerium 
für Justiz weder an Körperschaften noch an 
Organisationen einen solchen Entwurf ver­
sendet hat. Der Referentenentwurf wird 
gegenwärtig lediglich in einem Beamtenkomi­
tee der beteiligten Ressorts beraten. Ich ver­
mag nicht aufzuklären, wieso es bei diesem 
Sachverhalt zu einer Kenntnis dieser Vorlage 
in anderen Organisationen oder Institutionen 
gekommen ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Sind 
Sie bereit, in dieser Angelegenheit zu veranlas­
sen, daß ernstlich geprüft wird, wieso dieser 
V OI'schlag nur an eine Organisation, die Haus­
besitzerorganisation, weitergegeben wurde, und 
sind Sie bereit, zu veranlassen, daß dieser 
Entwurf den Mieterorganisationen, die an 
dieser Materie mindestens so interessiert sind, 
gleichfalls zur Stellungnahme weitergegeben 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Btmdesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich muß Ihrer Auf­
fassung widersprechen, daß ich keine klare 

lungnahme ausgesandt hat. Ich vermag nicht 
zu erklären, ·welche dritte oder weitere Stelle 
nun eine solche Unterlage zu einer Stellung­
nahme einer privaten Organisation zur Ver­
fügung gestellt hat. 

Im übrigen, sehr geehrter Herr Abgeord­
neter, vermag ich nicht über den Herrn 
.J ustizminister Dr. Klecatsky hinaus zu ver­
fügen, daß an eine nicht zuständige Organi­
sation ein Referentenentwurf zur Stellung­
nahme und Begutachtung zugemittelt wird. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 13. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dr. Stella Klein-Löw (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht, betreffend 
"günstiger Studienerfolg" im :Sinne des Stu­
dienbeih ilfengesetzes. 

593/M 

Werden bei der Berechnung des ~ünstjgen 
Studienerfolges im Sinne des Studienbt'ihilfen­
gesetzes Zeugnisse über vorgeschriebene Prü­
fungen aus Nehenfächern berücksichtigt? 

Präsident: Bitte, Herr Mini'lter. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl.-
Percevic: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 
Es gibt nach den Vorschriften über das Studien­
beihilfenwesen keinen unterschiedlichen Rang 
in den Gegenständen, ,,,-ohI aber einen unter­
schiedlichen Rang in Gen Prüfungen. Stehen 
Prüfungen von der Art von Staatsprüfungen 
oder Rigorosen heran, dann ist der Nachweis 
du.rch Ablegung dieser Prüfu.ngen zu erbringen. 
Stehen solche Prüfungen nicht heran, dann ist 
der Nachweis über den Studienerfolg durch 
Zeugnisse über Seminare, Übungen und so 
weiter und schließlich durch Kolloquien­
zeu,gnisse zu erbringen. Ich wiederhole noch­
mals: Einen Rang innerhalb der Fächer gibt es 
nicht, nur einen Rang zwischen den einzelnen 
Prüfungsarten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: Ich bin 
froh, daß diese Antwort meine eigene Kenntnis 
des Gesetzes bestätigt. Da aber Fälle vorge­
kommen sind, wo die Meinuug vertreten wU,rde, 
daß auf der Philosophie Kolloquienzeugnisse 
aus Nebenfächern nicht demeIben Rang haben, 
frage ich Sie, Herr Minister, ob Sie über diese 
mir sehr wichtig erscheinende Frage eine Aus­
sendung an die zuständigen Stellen machen. 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Ich werde 
mich, sehr geehrte Frau Abgeordnete, aus 
Anlaß Ihrer Anfrage mit diesem Thema be­
schäftigen und nötigenfalls eine einheitliche 
Meinung der philosophischen Fakultäten zu. 
erzielen trachten. 

Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter 
Leisser (ÖVP) an den Herrn Unterrichts­
minister, betreffend Bekanntmachung der 
Lehrer mit den neuen Lehrplänen. 

574jM 

'Velche Maßna.hmen werden getroffen, um 
die Lehrer der allgemeinbildenden höhel'en 
Schulen mit den grundsätzlichen Gedanken der 
nenen Lehrpläne vertraut 'Zu machen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Bereits im vergan­
genen Jahr hatten alle Lehrer der allgemein­
bildenden höheren Schulen die Gelegenheit, 
sich an Beratungen über die neuen Lehrpläne 
zu beteiligen, sodaß wenigstens auf diese Weise 
ein allgemeines Wissen über die Tendenz und 
die Absichten der neuen Lehrpläne vermittelt 
werden konnte. 

Nunmehr werden in den Monaten März und 
April diejenigen Professoren, die in den kom­
menden 5. Klassen erstmals die neuen Lehr­
pläne anzuwenden haben werden, mit ihnen 
vertraut gemacht, sodaß gewährleistet ist, 
daß sie genügend Zeit haben, sich auf diese 
Lehrpläne selbst vorzubereiten. Es wird dann 
weiter laufend in den kommenden Jahren das 
neue Lehrplangebäude eingehend durch Publi­
kationen und Seminare den damit betrauten 
Lehrkräften nahegebracht. Ich nehme also 
an, daß eine gute und ausreichende Information 
erfolgen wird. 

Anschließend möchte ich bemerken, daß die 
Lehrpläne, die wir ausarbeiten, zunächst "wegen 
ihrer Neuheit und wegen' des Betretens ver­
schiedenen Neulandes als provi'lorische Lehr­
pläne zu gelten haben werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Leisser: Es ist Ihnen sicherlich 
bekannt, daß es verschiedene l1el1sprachige 
Gymnasien gibt, an denen jetzt in der 5. Klasse 
eine zweite lebende Fremdsprache unt€rrichtet 
werden 'Soll. LeideY' fehlen aber die Lehrkäfte. 
Herr Minister! \Vie stellen Sie sich vor, daß 
diese Frage geregelt ,,,,erden soll 1 

Präsident: Herr Minister. 

BundesminiRter Dr. Piffl-Percevic: Die Er­
öffnung von Para.lJelziigen für bestimmte nel\e 
Spraehen ist nur möglich, wo Lehrkräfte vor­
handen sind, sonst mu.ß mit deu vorhandenen 

Lehrkräften der reguläre, normale Lehrplan 
durchgeführt werden, ohne die Möglichkeit zu. 
haben, Parallelklassen für Sonderwünsche zu, 
führen. 

Präsident: 15. Anfrage: Abgeordneter Peter 
( F PÖ) a'l den Herrn Unterrichtsminister, be­
treffend Verständigung der Eltern bei mangel­
haften Leistungen der Schüler. 

576/M 

Erfolgen in den Polytechnischen Lehrgängen 
bei mangelhaften Leistungen der Schüler am 
Emie des ersten und drit,ten Quartals schrift­
liche Vel'st.ändigungen der Eltern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Für die Poly­
technischen Lehrgänge gelten hinsichtlich der 
Zeugnisse die gleichen Bestimmungen, wie sie 
für die Hauptschulen gelten. Bereits im 
Jahre 1919 sind die Vierteljahreszeugnisse abge­
schafft worden, jedoch wurde es in den fünfziger 
Jahren den Lehrern anhe im gestellt , die Eltern 
allenfalls zu anderen Terminen von einem "ge­
fährlichen" Studiengang ihrer Kinder zu, infor­
mieren. Das geschieht örtlich verschieden etwa 
zu den Vierteljahresterminen. Zeugnisse selbst 
werden aber zu Vierteljahresterminen nicht ver­
teilt. 

Präsident: Eine Zusatzfra.ge. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Mir geht es im gegenständlichen Fall nu,r um 
eine Verständigu,ng der Eltern bei Vorliegen 
schlechter Leistungen am Ende des ersten und 
dritten Quartals. 

Nun liegt konkret eine Anordnu,ng eines 
Landesschulrates vor, nämlich die des ober­
österreichischen Landesschnlrates, daß solche 
Benachrichtigungen der Eltern bei schlechten 
Leistungen am Ende des ersten und dritten 
Quartals nicht zu erfolgen hätten. Welche 
Gründe liegen für diesen Erlaß vor? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Der Er­
laß des Landesschulrates für Oberösterreich, 
von dem Sie mir berichten, ist mir bisher nicht 
bekannt. Ich kann daher leider atlch nicht die 
Gründe für seine Aussendung angeben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Am Ende des ersten Semesters sind in den 
Polytechnischen Lehrgängen besondere Miß­
stände im Zusammenhang III it (ler Beurteilung 
der Leistungen feststellbar gewe~;en. Die in den 
Polytechnischen Lehrgängen tätigen Lehr­
kräfte stehen einer unerhört schwierigen 
Situation gegenüber und klagen zunehmend 
darüber, daß sie nicht imstande seien, einen 
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Peter 
einheitlichen BelU'teilungsmaßstab für die Be­
wertung der Leistungen zu finden, weil die 
Leistungsdifferenz im Rahmen ihrer Schüler­
schaft zu groß sei, daß man einen erfolgreichen 
Absolventen der Hauptschule nicht mit gleichen 
Beurteilungsmaßstäben messen könne wie den 
Repetenten der Volksschule, der trotzdem im 
Polytechnischen Lehrgang sitzt. Nun stehe ich 
der Tatsache gegenüber, daß die Landesschul­
räte immer wieder positive BelU'teilungen hin­
sichtlich des Polytechnischen Lehrganges in 
dieser Richtung geben. Auch der Informations­
dienst für Bildungspolitik und Forschung tut es. 
Herr Bundesminister! Ich erlaube mir im Be­
wußtsein der damit verbundenen Verantwor­
tung darauf aufmerksam zu machen, daß diese 
optimistischen Beurteilungen nicht den Tat­
sachen entsprechen, und bitte Sie um eine 
Meinung, ob Sie selbst an dieser positiven Be­
urteilung in diesem Zusammenhang fest­
halten. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Ich halte 
an der positiven Beurteilung fest, die keine 
absolute positive Beurteilung, sondern eine 
relative ist, dies im Verhältnis zu den Schwie­
rigkeiten, die zu meistern sind, zu, meistern 
waren und noch zu, meistern sein werden, wie 
etwa das Problem Benotungen. Im Verhält­
nis ~u diesen Schwierigkeiten ist die derzeitige 
Erfahrung mit den Polytechnischen Lehr­
gängen im großen und ganzen positiv, und zwar 
keineswegs nur von seiten der Landesschulräte, 
des Ministeriums oder des Ministers, sondern 
auch von Seite der Presse, die wir auf diese 
Frage hin sehr genau prüfen. Ich darf erwähnen, 
daß etwa aus dem Land Tirol, aus dem urspüng­
lieh die größten Bedenken gegen den Polytech­
nischen Lehrgang öffentlich zu hören waren, 
interessanterweise in der Presse nunmehr die 
positivsten Stimmen erklingen. Ich verweise 
auch auf den heutigen Artikel in der "Presse", 
der sich mit den Schwierigkeiten beschäftigt, 
aber doch einräumt, daß in Anbetracht der 
Neuheit dieses Versuches eine positive Beur­
teilung zu erfolgen hätte. 

Präsident: 16. Anfrage: Abgeordneter 
Horejs (SPÖ) an den Herrn Unterrichts­
minister, betreffend Bundesrealgymnasium in 
Kufstein. 

632/M 

Wann ist mit dem Beginn des Erweiternngs­
baues zum Burl.desrealgymnasium in Kufstein 
zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Perce\'ic: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Die Bundesschul­
verwaltung strebt im Einvernehmen mit dem 

Bundesland Tirol und mit dem Bundesministe­
rium für Finanzen die Errichtung einer allge­
meinbildenden höheren Schule in Wörgl an. 
Da ein Großteil der Schüler, die heute Kufstein 
besuchen, aus dem Wohnbereich Wörgl 
stammt, wird diese Neugründung und ih-r:e Aus­
wirkung abzuwarten sein, ehe die Frage konkre­
tisiert werden kann, ob ein und welcher Neu­
oder Zubau in Kufstein gerechtfertigt ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Horejs: Herr Bundesl1Jinister! 
Mir ist bekannt, daß in Wärgl eine Schulbaracke 
für die Unterbringung eines Musisch-pädago­
gi'3chen Gymnasiums errichtet werden soll. 
Aber die Grundverhandlungen mit der Ge­
meinde W'örgl ziehen sich anscheinend hinaus. 
Ich frage Sie, ob Ihnen die Verhältnisse ani 
Gymnasium in Kufstein bekannt sind, die im 
Jahresbericht der Anstalt über das Schuljahr 
1965/66 so geschildert werden: "Die Anstalt, 
für 8 Klassen gebaut, beherbergt gegenwärtig 
16 Klassen. Alle Lehrsäle mit Ausnahme des 
Physiksaales sind längst als Klassenzimmer 
benützt. Der Unterricht aus Bildnerischer 
Erziehung erfolgt im Dachgeschoß, der Hand­
arbeitsunterricht im Keller. Der Turnsaal ist 
täglich 6 Stunden am Vormittag und 4 Stunden 
am Nachmittag belegt, und trotzdem kann der 
Unterricht aus Leibesübungen nicht in allen 
Klassen voll eingesetzt werden." (Ru! bei der 
Ö V P: Ist das eine Frage?) "Der Zn strom zur 
höheren Schule hält an. 80 Aufnahmen in die 
1. . Klassen für das Schuljahr 1966/67 liegen 
bereits yor. Weitere Ansuchen müssen aus 
Raummangel abgewiesen werden. Wo sollen 
die 9. Klassen im Schuljahr 1971/72 unterge­
bracht werden 1 Dieser Zeitpunkt rückt immer 
näher, und bis dahin muß Abhilfe geschaffen 
werden ... " 

Präsident (den Redner unterbrechend): Herr 
Abgeordneter, das ist doch keine Frage mehr. 
Ich bitte, sich kurz zu fassen. 

Abgeordneter Horejs: Was werden Sie, 
Herr Minister, tun, um für die Zukunft, die 
nach der von der Direktion geschilderten 
Situation noch größere räumliche Anforderun­
gen '3tellt, den dringend notwendigen geord­
neten lehrplanmäßigen Unterricht zu ermög­
lichen, wobei mit dem Übertritt aus der Haupt­
schule ein noch größerer Andrang an das 
Gymnasium erfolgen wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Mir sind 
die Verhältnisse am Gymnasium in Kufstein 
€ehr wohl bekannt, nicht erst durch den 
Jahresbericht, sondern überhaupt. Sie sind -
das mu ß ich zu meinem Schmerz gestehen -
nicht vereinzelt. Ich ,väre froh, wenn der Zu-
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Bundesminister Dr. Pifft-Percevic 
stand, del' in Kufstein herrscht, der peinlichste 
wäre. Es gibt aber leider andernorts noch pein­
lichere Situationen. Deswegen sind wir dabei, 
eine neue Schule im Einzugsbereich zu gründen, 
weil wir der Meinung sind, man solle bei Schul­
neugründungen mit den Schulen möglichst 
den Elternhäusern entgegenkommen, statt 
bestehende Schulen so zu vergrößern, daß 
weiterhin aus entfernterenRäumen die Schüler 
hinreisen müssen. Wir kennen also die unan­
genehme Situation in Kufstein und wollen ihr 
eben durch die wahrscheinlich rascher zu be­
werkstelligende Neugründung in Wörgl ab­
helfen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Horejs: Herr Minister! Sie 
haben in Ihrer Antwol't erwähnt, daß mit der 
Neugründung von Schulen dem größeren Be­
darf an höheren Schulen Rechnung getragen 
werden soll. Ich frage Sie nun, ob bei dieser 
Neuplanung nicht auch mitberücksichtigt 
werden könnte, daß in Tirol nur eine einzige 
Handelsakademie besteht, und zwar in lnns­
bruck, und nun_ davon gesprochen wird, daß 
in Inn'3bruck, um dem Bedarf Rechnung zu 
tragen, eine zweite Handelsakademie errichtet 
werden soll. 'Wäre es nicht zweckmäßig, im 
Tiroler Unterland im Bezirk Kufstein, wo sich 
rund 2900 Industrie- und Gewerbebetriebe be­
finden, die dringend Nachwuchs brauchten ... 

Präsident (den Redner unterbrechend): Herr 
Abgeordneter, das ist ja schon wieder ein ganz 
anderes Thema! 

Abgeordneter Horejs: '" auch eine Han­
delsakademie zu errichten ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Die Frage 
von Neugründungen von Handelsschulen 
und Handelsakademien beschäftigt uns außer­
ordentlich stark, und wir haben im Zuge dieser 
Überlegungen natürlich auch das Anliegen 
Tirols in Bearbeitung. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Die Anfrage 17 wurde zurückgezogen. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 18. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Kleiner (S PÖ) an die Frau Bundesminister 
für soziale Verwaltung, betreffend ILO-Über­
einkommen 111. 

596/M 

.. Was hindert nie Bundesregierung, das ILO­
Ubereinkommen Nr. 111, betreffend DiBkrimi­
nierung in Beschäftigung und Beruf, dem 
Nationalrat zur Ratifizierung vorzulegen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor: Werter Herr Abgeordneter Dr. Kleiner! 
Seit der Annahme des gegenständlichen Über­
einkommens aus dem Jahre 1958 wurde vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zu wiederholten Malen der Versuch unter­
nommen, das Übereinkommen auch in Öster­
reich einer Ratifikation zuzuführen. Es ist 
Ihnen, Herr Abgeordneter, und uns bekannt, 
daß die Vertreter der Arbeitgeber und die 
Vertreter des Handelsministeriums Einwände 
gegen eine Ratifikation dieses Übereinkom­
mens erhoben haben. Als wesentlicher Grund 
wird angeführt, daß Schwierigkeiten in bezug 
auf das Privatrecht bestehen, da man annimmt, 
daß die Freiheit des einzelnen durch die 
Ratifikation beeinträchtigt beziehungsweise 
ge&chmälert werden würde. Diese Bedenken 
konnten bis heute nicht zerstreut werden. 
Dessenungeachtet wollen wir, insbesondere 
im Hinblick auf eine neuerliche Note, die das 
Internationale Arbeitsamt an das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung gerichtet 
hat, die Bemühungen, eine Übereinstimmung 
in dieser Frage zu erzielen, neu aufnehmen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Kleiner: Frau Minister, 
es ist mir bekannt, daß Einwendungen von 
Arbeitgeberseite bestehen, sie sind mir aber 
nicht mehr so deutlich in Erinnerung gewesen, 
wie Sie sie heute dargestellt haben. Aber seit 
dem Jahre 1958 müßte es doch möglich ge­
worden sein, diesen Einwänden entweder zu 
begegnen oder, wenn sie wirklich stichhältig 
gewesen sind, das Internationale Arbeitsamt 
davon zu verständigen und dort die Frage zu 
stellen, ob eine Abänderung erfolgen kann. 
Ich frage Sie daher: Ist ein solcher Versuch 
unternommen worden ~ 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abgeord­
neter Dr. Kleiner! Es sind zunächst Bem ühun­
gen im innerstaatlichen Bereich gewesen, 
die ein Ergebnis erzielen sollten. Über diese 
innerstaatlichen Bemühungen hinaus wurde 
mit dem Internationalen Arbeitsamt keine 
Vereinbarung getroffen, beziehungsweise es 
wurde an dieses keine Anfrage gerichtet. 
Wir werden uns aber bemühen, sowohl inner­
staatlich noch einmal Besprechungen aufzu­
nehmen als auch unter einem - das wäre 
sicherlich notwendig - mit dem Internationalen 
Arbeitsamt darüber ins klare zu kommen, ob 
Möglichkeiten bestehen, die Fragen den 
österreichischen Verhältnissen entsprechender 
zu gestalten. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Dr. Kleiner: Frau Bundes-; Beispiel in der Bundesrepublik gerade unter 
minister! Sie haben gesagt, daß bisher nur inner- den Fremdarbeitern die Tuberkulosefälle zu­
staatliche Bemühungen stattgefunden haben, nehmen sollen. 
die sich mit diesem Arbeitgebereinwand aus­
einandersetzen. Es werden aber immer wieder 
Einwände gegen Gesetzesvorlagen, gegen inter­
nationale Abkommen erhoben, und trotzdem 
geht es irgendwann einmal weiter. 

Frau Minister! Ich muß Sie nun fragen: 
Identifiziert sich das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung mit den Einwendungen 
der Arbeitgeberseite, oder ist es bemüht 
- es ist jetzt lang genug Zeit gewesen -, 
diese Einwendungen dahin gehend zu prüfen, 
ob sie etwa von der Art sind, daß man trotzdem 
dem Nationalrat die Ratifikation dieses Ab­
kommens empfehlen kann? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abgeord­
neter Dr. Kleiner! Es ist Ihnen sicherlich 
bekannt, daß in bezug auf das Vertragsrecht 
auch anderwärts verschiedene Meinungen be­
stehen. Im Zuge der Arbeiten in der Arbeits­
rechtskommission wird es sicherlich möglich 
sein, auch diese Fragen zu klären, und vielleicht 
können wir nach Klärung in diesem Bereich 
mit dieser Ratifikation dann eher zu Rande 
kommen. 

Präsident: 19. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Lola Solar (ÖV P) an die Frau Bundesminister, 
betreffend Schutz vor Tuberkulosekranken. 

579/M 

Welche "\Vege sehen Sie, Frau Bundesminister, 
zur Verbesserung des Schutzes der Allgemeinheit 
vor uneinsichtigen Tuberkulosekranken ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Werte Frau 
Abgeordnete Solar! Die Erfahrungen haben be­
stätigt, daß zum besseren Schutz der Allge­
meinheit vor uneinsichtigen Tuberkulosekran­
ken die Unterbringung solcher Personen in 
Sonderheilanstalten notwendig ist. Von meinem 
Ministerium wurde ein Entwurf für ein neues 
Tuberkulosegesetz ausgearbeitet, der nunmehr 
dem Begutachtungsverfahren zugeführt wor­
den ist. Bei Annahme dieses Gesetzentwurfes 
wäre es möglich, Tuberkulosekranke, 
die uneinsichtig sind, in Sonderheilanstalten 
unterzubringen, um sie einer vollkommenen 
Gesundung zuzuführen und der übrigen Be­
völkerung Schaden zu ersparen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Lola Solar: Frau Minister! 
Ich möchte fragen, ob Sie es für ratsam 
und durchführbar hielten, ausländische Ar­
beitskräfte vor ihrer Einstellung auf Arbeits­
plätze einer entsprechenden Untersuchung 
zu unterziehen, da, wie bekannt wurde, zum 

I 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Frau Abgeord­
nete Solar! ""ViI' sind daran, alle Fremdarbeiter 
schon vor der Arbeitsaufnahme einer Unter­
suchung zuführen zu lassen. In der überwie­
genden Zahl der Fälle ist das auch heute mög­
lich. Es gibt aber auch fremde Arbeitskräfte, 
die nicht auf Grund des Fremdarbeiterkontin­
gents nach Österreich kommen und 
arbeiten, sondern die sogenannte Tou­
risten sind; bei diesen gibt es noch echte 
Schwierigkeiten in bezug auf die Untersuchung 
vor Arbeitsaufnahme. Wir sind dabei, Wege 
zu finden, daß alle Fremdarbeiter vor Arbeits­
aufnahme einer Untersuchung zugeführt 
werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Lola Solar: Frau Minister! 
Ich möchte fragen, ob schon eine Statistik 
über den Krankheitszustand durch Tuberkulose 
bezüglich der Fremdarbeiter in Österreich 
besteht. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Eine genaue 
Statistik gibt es darüber nicht, aber es gibt 
Erhebungen. Wir dürfen feststellen, daß der 
Gesundheitszustand der Fremdarbeiter im 
allgemeinen nicht besorgniserregend ist. 

Präsident: 20. Anfrage: Abgeordneter Pay 
(S PÖ) an die Frau Sozialminister , betreffend 
Arbeitsausschüsse für die Kohlenbergbauge­
biete. 

597/M 

Mit welcher Aufgabenstellung wurde vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung die 
Gründung von lokalen Arbeitsausschüssen für 
die Kohlenbergbaugebiete vorgenommen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Werter Herr 
Abgeordneter Pay! Am 8. September 1966 
wurden über meine Anregung in den einzelnen 
Bundesländern Beiräte für Arbeitsmarktpolitik 
errichtet, deren Vorsitz der jeweilige Landeß­
hauptmann führt und deren Aufgabe es ist, 
vor allem die Regionalprobleme auf ihre 
arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen zu 
untersuchen und dafür zu sorgen, daß die Be­
mühungen um eine Lösung dieser Probleme 
entsprechend aktiviert werden. Es haben 
auch bereits eine Anzahl von Landesbeiräten 
in Arbeitsausschüssen diese Arbeit aufgenom­
men und sich mit der Untersuchung der Ar­
beitsmarktprobleme eingehend befaßt, auch 
und vor allem im Bereich des Kohlenbergbaus. 
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Bundesminister Grete Rehor 
Daneben haben sich auch - das ist uns be- satzbetrieben in Kohlenbergbaugebieten wört­

kannt - auf Bezirks- und Gemeindeebene lieh davon die Rede, daß die lokalen Arbeits­
lokale Ausschüsse gebildet, deren Errichtung ausschüsse eine befürwortende Stellungnahme 
in erster Linie auf die Initiative örtlicher I des für den betreffenden Kohlenbergbau zu­
Funktionäre zurückzuführen ist. Die Aufgaben, ! ständigen Ausschusses bei der Aufnahme 
die sich diese Ausschüsse stellen, sind vor beziehungsweise bei der Vergabe von Krediten 
allem im Zusammenhang mit den Aufgaben, am; den ERP-Mitteln herbeiführen sollen. 
die die Landesbeiräte haben, zu verstehen. Frau Minister! Sind Sie nicht der Meinung, 
Die Landesbeiräte werden mit diesen Bezirks- daß man diesen lokalen Arbeitsausschüssen 
oder Gemeil1deausschüssen zusammenarbeiten auch offiziell mitteilen soll, daß sie diese Auf .. 
und versuchen, den Problemen zu begegnen. gabe mit übernommen haben, nämlich eine 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay: Frau Bundesminister! 
Diese lokalen Arbeitsausschüsse, die, wie mir 
bekannt ist, in den sechs politischen Bezirken 
gegründet wurden, die auch im ERP-Programm 
genannt worden sind, haben, wie Sie selbst 
sagen, fast die gleiche Aufgabenstellung wie 
dieser Landesausschuß. Nur frage ich jetzt: 
Warum will man versuchen, diese lokalen 
Arbeitsausschüsse nach dem Proporz zusam­
menzustellen? Mir ist bekannt, daß bei der 
Gründung des lokalen Arbeitsausschusses im 
Bezirk Voitsberg unter Vorsitz des Herrn 
Bezirkshauptmannes der ÖVP-Bezirkssekretär 
und der Stadtparteiobmann von Köflach 
geladen worden sind, nicht aber alle Bürger­
meister der betroffenen Kohlenbergbaugebiete. 
Meiner Meinung nach haben diese lokalen 
Arbeitsausschüsse die Aufgabe, sich um die 
wirtschaftlichen Probleme dieser Gebiete zu 
kümmern, und nicht die Aufgabe, sich pro­
porzmäßig zusammenzusetzen. 

Frau Minister! Können Sie mir sagen, 
ob Richtlinien hinausgegangen sind, daß sich 
diese Ausschüsse nur mit den wirtschaftlichen 
Fragen zu besehäftigen haben? 

Präsident: Frau Minister. 

Befürwortung bei der Vergabe von ERP­
Mitteln für die Gründung von Ersatzbetrieben 
abzugeben? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge­
ordneter Pay! Der Landesbeirat, der Vorsit­
zende und sein Stellvertreter haben natur­
gemäß die Aufgabe, die Mitglieder der lokalen 
Ausschüsse genau darüber zu informieren, 
welche Aufgaben ihnen zukommen, sie also 
auch über jene Aufgabe zu informieren, 
die Sie hier angeführt haben, nämlich die 
Befürwortung hinsichtlich der Vergabe von 
ERP-Mitteln. 

Präsident: 21. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Lola Solar (ÖV P) an die Frau Sozialminister, 
betreffend Bekämpfung übertragbarer Krank­
heiten in Schulen. 

617jM 

Entsprechen Ihrer Meinung nach die gelten­
den Vorschriften über Maßnahmen zur Be­
kämpfung übertragbarer Krankheiten in Schulen 
den derzeitigen Gegebenheiten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Werte Frau 
Abgeordnete Solar! Die Grundlage für die 

Bundesminister Grete Rehor: Herr Abge- Bekämpfung übertragbarer Krankheiten in 
ordneter Pay! 'Venn Sie an mich die Anfrage Schulen bildet derzeit noch der Flogenannte 
richten, so kann ich Ihnen versichern, daß Schulseuchenerlaß vom 30. April 1942. Schon 
diese Ausschüsse, und zwar alle Ausschüsse, im Hinblick auf die seit Inkrafttreten dieser 
ob es nun der Zentrale Beirat ist, ob es die Vorschrift veränderten Verhältnisse im: all­
]~andesbeiräte oder: ob ~s die lok~len Ausschüs~e I gemeinen und in den Schulen und in der 
smd,. vor allem. (~1C wlrtschafthchen, also ehe I Schulorganisation im besonderen wird es not­
arb81tsmarktpohtJ2chen Aufgab:n zu sehen' wendig sein, auch hier verbesserte Vor­
und alles daranzusetzen haben, dlPse Aufgaben schriften zu schaffen. 
zu lösen. Es ist mir nicht bekannt - das wurde 
jetzt durch Sie Heu an mich herangetragen -, 
daß es, wie Sie sagen, im besonderen in Voits­
berg Schwierigkeiten gibt. Ich werde prüfen, 
ob dort gewisse Unstimmigkeiten vorhanden 
sind. Was ich tun kann, solche Unstimmigkei­
ten zu überwülden, werde ich dazu beitragen. 

Präsident: Zweite Znsatzfl'age. 

Daß Bundesministerium für soziale Verwal­
tung wird die Anfrage zum Anlaß nehmen, 
diese Frage neu zu prüfen und vor­
zukehren, daß ein entsprechender Seuchen­
erlaß in Übereinstimmung mit dem Bundes­
ministerium für Unterricht geschaffen wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pay: Frau Minister! Es ist Abgeordnete Lola Solar: Frau Minister! 
in diesen grundsätzlichen Erklärungen zum Können Sie heute schon den Zeitpunkt ange­
Jahresprogramm für die An .. iedlung von Er- ben, an dem ein solcher Erlaß kommen wird? 
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Präsident: Frau Minister. gellheiten Dr. Lujo Toncic-Sorinj in der Zeit vom 
28. Februar bis 4. März 1967 mich mit dessen 

Bundesminister Grete Rehor". Frau Abge V . - ertretung betraut. 
ordnete Solar ! Wenn es nach dem Willen 
einzelner ginge: rasch. Sie wissen, daß gewisse 
Kompetenzen gegeben sind - ich möchte 
das nicht auf den Kompetenzweg schieben -
und immerhin eine gewisse Übereinstimmung 
erzielt werden muß. Das Schulnetz in Öster­
reich ist groß. Alle dazugehörigen öffentlichen 
Stellen, wie die Landessanitätsräte und alle ande­
ren müssen befragt werden. Das bedarf natur­
gemäß einer gewissen Zeit. Was getan wer­
den kann, soll geschehen. 

Präsident: 22. Anfrage: Abgeordneter 
Krempl (ÖV P) an die Frau Sozialminister, 
betreffend Durchführung des Kohlenplanes. 

619/M 

Was hat das Bundesministerium für soziale 
Verwalt.ung zur Durchführung des von der 
Regierung aufgestellten Kohlenplanes in seinem 
Zuständigkeitsbereich bisher veranlaßt ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor: Werter Herr 
Abgeordneter Krempi! Das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltu.ng hat versucht, die 
Berufs- und Sozialstruktur im Kohlenbergbau 
genauestens zu erheben. Es ist auch das 
Ergebnis der Erhebungen vorhanden, das 
diese Struktur sehr anschaulich darstellt und 
die Grundlage bietet, um gewisse Maßnahmen 
vorzukehren, regional strukturmäßig, also ins­
gesamt arbeitsmarktpolitisch überlegt. 

Wir werden auch diese Grundlagen dazu ver­
wenden, um die Maßnahmen mit den zustän­
digen Stellen zu beraten und das Bestmögliche 
zu veranlassen. 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde 
sind abgelaufen. Damit ist die Fragestunde 
beendet. 

Seit der letzten Haussitzung sind fünf 
Anfragebeantwortungen eingelangt, die 
den Anfragest6Hern übermittelt wurden. 
Sie wurden auch vervielfältigt und an alle 
Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Haberl, um die Verlesung des Ein­
laufes. 

Schriftführer Haberl: 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent-

schließung vom 27. Februar 1967, Zl. 1734/67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der Verhinderu.ng 
des Bundesministers für Auswärtige Angele-

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
mn gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 27. Februar 1967, Zl. 1733/67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der Verhinderung des 
Bundesministers für'Justiz Dr. HansKlecatsky 
in der Zeit vom 28. Februar bis 1. März 1967 
den Bundesminister für Inneres, Dr. Franz 
Hetzenauer, mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 28. Februar 1967, Zl. 1803/67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer del' zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Wolfgang Schmitz mich mit dessen Ver­
tretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilu.ng 
zu machen. 

Klaus" 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 28. Februar 1967, Zl.1798j67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der Verhinderung des 
Bundesministers für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig Weiß 
in der Zeit vom 1. bis einschließlich 3. März 
1967 den Bundesminister für Bauten und 
Technik Dr. Vinzenz Kotzina mit dessen 
Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme die Mitteilung zu 
machen. . 

Klaus" 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 23. Februar 1967, Zl.1591j67, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der Verhinderung 
des Bundesministers für Handel, Gewer be 
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Haberl 
und Industrie, Vizekanzler Dr. Fritz Bock, in I 378 der Beilagen: Bundesgesetz über die 
der Zeit vom 1. bis 3. März 1967 den Bundes- Anrechnung von Ruhestandszeiten und über die 
minister für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-' Gewährung von Zulagen an Bundesbeamte 
lng. Dr. Karl Schleinzer mit dessen Vertretung (Zwischenzeitengesetz), und 
betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

den Bericht des Bundesministeriums für 
Finanzen über Veräußerung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen im 2. Viertel­
jahr 1965 

dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um die Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich 
weitere Verlesung des Einlaufes. für heute, 13 Uhr, mit folgender Tagesordnung 

ein: 
Schriftführer HaberI: Von der Bundes-

regierung ist folgender Gesetzentwurf ein­
gelangt: 

Bundesgesetz über die Gewährung einer 
Sonderunterstützung an im Kohlenbergbau 
beschäftigte Personen im Falle ihrer Arbeits­
losigkeit (413 der Beilagen). 

Vom Bundesminister für Justiz werden die 
Tätigkeitsberichte des Obersten Gerichtshofes 
für das Jahr 1964 und das Jahr 1965 vorgelegt. 

Ferner ist vom Bundesministerium für 
Finanzen ein Bericht über Veräußerung von 
unbeweglichem Bundesvermägen im 3. Viertel­
jahr 1965 eingelangt. 

Präsident: Diese Vorlagen werde ich gemäß 
§ 41 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der 
nächsten Sitzung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebenen Vorlagen weise iph zu 
wie folgt: 

365 der Beilagen: Bundesgesetz zur V or­
bereitung der Bereinigung der Rechtsordnung 
des Bundes (Erstes Rechtsbereinigungs-Vor­
bereitungsgesetz ) dem Verfassungsausschuß ; 

373 der Beilagen: Bericht an den Nationalrat, 
betreffend das Übereinkommen (Nr. 123) über 
das Mindestalter für die Zulassung zu Unter­
tagearbeiten in Bergwerken und die Empfeh­
lung (Nr. 124), betreffend das Mindestalter 
für die Zulassung zu Untertagearbeiten in 
Bergwerken, 

375 der Beilagen: Bel'icht an den Nationalrat 
über die Empfehlung (NI'. 123), betreffend die 
Beschäftigung von Frauen mit Familien­
pflichten, 

376 der Beilagen: Bericht an den Nationalrat, 
betreffend das Übereinkommen (NI'. 124) über 
die ärztliche Untersuchung Jugendlicher im 
Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäftigung 
bei Untertagearbeiten in Bergwerken, und 

377 der Beilagen: Bericht an den Nationalrat 
über die Empfehlung (Nr. 125), betreffend die 
Beschäftigungs bedingungen Jugendlicher bei 
Untertagearbeiten in Bergwerken, 
dem Ausschuß für soziale Verwaltung; 

1. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (99 der Beilagen) : 
Waffengesetz 1966 (405 der Beilagen); 

2. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (195 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Errichtung eines 
familienpolitischen Beirates beim Bundeskanz­
leramt (404 der Beilagen); 

3. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (253 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Epi­
demiegesetz 1950 abgeändert wird (389 der 
Beilagen) ; 

4. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (362 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetznovelle 1967 (407 
der Beilagen); 

5. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (364 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz, betreffend die Übernahme der Bundes­
haftung für Kredite an die Felbertauern­
straße-Aktiengesellschaft, neuerlich abgeändert 
wird (408 der Beilagen); 

6. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (368 der 
Beilagen): Bundesgesetz, betreffend die Über­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen, Dar­
lehen und sonstige Kredite der Austrian 
Airlines, Österreichische Luftverkehrs-Aktien­
gesellschaft (409 der Beilagen); 

7. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (369 der 
Beilagen): Bundesgesetz, betreffend die Über­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen, Dar­
lehen und sonstige Kredite der Elin-Union 
Aktiengesellschaft für elektrische Industrie 
(410 der Beilagen); 

8. Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes Wien 
um Aufhebung der Immunität des Abge­
ordneten zum Nationalrat DDr. Bruno Pitter­
mann (400 der Beilagen); 
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Präsident 
9. Bericht des Immunitätsausschusses über 

dab Ersuchen des Bezirksgerichtes Arnfels um 
Aufhebung der Immunität des Abgeordneten 
zum Nationalrat Karl Frodl (401 der Beilagen); 

10. Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen, des Bezirksgerichtes Bregenz um 

Aufhebung der Immunität des Abgeordneten 
zum Nationalrat Werner Melter (402 der Bei­
lagen). 

Diese Sitzung beginnt mit einer Fragestunde. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluli der Sitzung: 12 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei 1047 67 
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